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Vorwort 

Das europäische Gemeinschaftsrecht gewinnt in steigendem Maße Ein-
fluß auf das nationale Recht. Gegenüber dieser Entwicklung wird in zu-
nehmendem Maße Mißbehagen geäußert. Kritisiert werden nicht nur be-
stimmte Einzelentwicklungen. Vor allem wird dem Gemeinschaftsrecht 
vorgehalten, die Systematik der nationalen Rechtsordnungen zu beeinträch-
tigen. In der vorliegenden Untersuchung soll für das Verwaltungsprozeß-
recht die mangelnde Berechtigung dieser Kritik aufgezeigt werden. Das 
Gemeinschaftsrecht stellt vor allem eine Bereicherung für das nationale 
Recht dar. Da es im hier untersuchten Rechtsgebiet letztlich um die recht-
lichen Beziehungen zwischen einzelnem, Verwaltung und Gericht geht, 
kommt diesem für das gesamte Gemeinschaftsrecht ebenso wie für das 
deutsche öffentliche Recht eine zentrale Bedeutung zu. 

Die Anregung zu dieser Untersuchung erhielt ich in Kursen zur französi-
schen Rechtssprache, die ich an der Universität Tübingen in den Jahren 
1991-1993 gehalten habe. Die Beschäftigung mit dem französischen Recht 
lassen - jedenfalls für mich - die Konturen des Gemeinschaftsrechts im 
Vergleich zum deutschen Recht in ihren Gemeinsamkeiten wie in ihren 
Unterschieden sehr deutlich werden. Dieser Zeit entstammen auch die 
ersten Überlegungen zu diesem Buch. 

Nach meiner Berufung nach Greifswald erhielt ich wichtige Hilfe durch 
die Mitarbeiter meines Lehrstuhls. Insbesondere meine Sekretärin, Frau 
Annelie Schulz, hat mit großem Engagement die unzähligen Fassungen 
der verschiedenen Abschnitte in den für sie zunächst noch fremden Com-
puter eingegeben und sich auch durch die zahlreichen fremdsprachigen 
Nachweise in den Fußnoten nicht aus der Ruhe bringen lassen. Mein Kol-
lege Gerrit Manssen hat freundlicherweise eine Rohfassung der Arbeit 
durchgesehen und mir - unbeschadet etlicher Auffassungsunterschiede -
viele wichtige Hinweise gegeben. Ihnen allen gilt mein herzlicher Dank 
ebenso wie dem Verlag J .C .B . Mohr (Paul Siebeck) für die Bereitschaft, 
dieses Buch in so schöner Aufmachung erscheinen zu lassen. 

Gewidmet ist das Buch meiner Frau und meinem Sohn. Sie haben mir die 
Kraft gegeben, das einmal begonnene Projekt auch abzuschließen. 

Greifswald, im Juli 1995 Claus Dieter Classen 
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Einleitung 

I. Das Problem 

1. Die Europäisierung des Verwaltungsprozeßrechts 

In immer stärkerem Maße dringt die europäische Rechtsordnung in das 
Alltagsleben der Bürger ein. So wurden etwa die deutschen Vorlieben für 
reines Bier und lateinamerikanische Bananen vom E u G H gewogen und für 
zu leicht befunden. Auch der Deutschen liebstes Kind, das Automobil, ist 
von dieser Entwicklung betroffen. Vor 10 Jahren war es die Einführung des 
Katalysators, die gemeinschaftsrechtliche Fragen aufwarf, heute sind es die 
Autobahngebühren. Dieser Bedeutungszuwachs des Gemeinschaftsrechts 
hat zu einer zunehmenden Zahl von Berührungspunkten und Reibungsflä-
chen mit dem deutschen Recht geführt. Für den Bereich des öffentlichen 
Rechts hat dabei lange Zeit das Verfassungsrecht im Mittelpunkt der Aus-
einandersetzungen gestanden. Zunächst waren es die Grundrechte, später 
kam vor allem die förderale Ordnung hinzu. Der 1992 neu gefaßte Art. 23 
G G spiegelt die Diskussionen getreulich wider. 

In jüngerer Zeit ist daneben zunehmend das Verwaltungsrecht als Ort 
nachhaltiger Spannungen von europäischem und nationalem Recht in das 
Blickfeld der Diskussionen geraten. Dies ist auch nicht verwunderlich, weil 
das Verwaltungsrecht eine weitaus größere Regelungsdichte aufweist als das 
Verfassungsrecht. Zudem sind überwiegend nationale Instanzen für den 
Vollzug des Gemeinschaftsrechts verantwortlich. Dies gilt vor allem für 
den Erlaß von Einzelentscheidungen. Gerichtliche Auseinandersetzungen, 
seien sie öffentlichrechtlicher, seien sie privatrechtlicher Natur, werden 
dabei vor nationalen Gerichten ausgetragen. Das Verfahrensrecht, das von 
den nationalen Behörden und Gerichten bei der Ausführung des Europa-
rechts anzuwenden ist, ist grundsätzlich das nationale Recht. Aber auch auf 
der normativen Ebene sind die Mitgliedstaaten gefragt. Insbesondere im 
Rahmen der Umsetzung von Richtlinien müssen sie gemeinschaftsrechtli-
che Regeln in nationales Recht implantieren. 



2 Einleitung 

Daraus resultiert eine komplizierte Gemengelage aus nationalem und 
europäischem Recht. Diese wird durch den Umstand verstärkt, daß sich 
das Gemeinschaftsrecht nicht darauf beschränkt, allgemeine Zielvorgaben 
zu erlassen, deren Realisierung weitgehend den Mitgliedstaaten überlassen 
bleibt. Durchweg erhebt es Anspruch auf einheitliche Geltung und effek-
tiven Vollzug. In etlichen Fällen gilt es sogar unmittelbar oder entfaltet 
zumindest unmittelbare Wirkung. Insoweit begründet es gegebenenfalls 
zugleich auch Rechte einzelner. Damit rücken die allgemeinen Regeln der 
Rechtsdurchsetzung in den Blickpunkt des Gemeinschaftsrechts, also Voll-
streckungs- und Prozeßrecht. Weiterhin können (und müssen) die nationa-
len Gerichte im Gegensatz zu den nationalen Verwaltungen den unmittel-
baren Dialog mit dem E u G H pflegen (Art. 177 EGV) . Aus diesen Gründen 
ist nicht verwunderlich, daß die Europäisierung des nationalen Rechts ge-
rade im Bereich des Verwaltungsprozeßrechts eine besondere Bedeutung 
gewinnt. 

Zunehmend wird nun deutlich, daß dieser Einfluß des Gemeinschafts-
rechts auf das nationale Recht seinen zunächst punktuellen Charakter ver-
liert. Das deutsche Verwaltungsprozeßrecht beruht entscheidend auf einem 
„möglichst lückenlosen gerichtlichen Schutz gegen die Verletzung der 
Rechtssphäre des einzelnen durch Eingriffe der öffentlichen Gewalt" . Seine 
Verankerung findet dieser Schutz in der verfassungsrechtlichen Garantie des 
Art. 19 Abs. 4 G G . Auf dieser Basis haben Rechtsprechung und Literatur ein 
Gesamtsystem des Verwaltungs- und Verwaltungsprozeßrechts entwickelt. 
Dieses ist zur Sicherung rechtsstaatlicher Rationalität auch unentbehrlich2. 
Die gemeinschaftsrechtlichen Einflüsse auf das nationale Recht greifen zwar 
gelegentlich einzelne Aspekte des deutschen Rechts auf. Eine durchgängige 
Berücksichtigung nationaler Systemstrukturen, die ja die Rechtsordnungen 
aller 15 Mitgliedstaaten im Auge behalten müßte, ist bislang jedoch nicht 
erfolgt und wäre auch nicht zu leisten. Notwendigerweise wird damit die 
deutsche Grundkonzeption des Verwaltungsrechts in Frage gestellt3. 

Umgekehrt stellt auch das deutsche Recht gewisse Anforderungen an das 
europäische Recht (Art. 23 Abs. 1 GG). Zum Teil wird jedoch bezweifelt, 

1 BVerfGE 8, 274 (326). 
2 Siehe dazu Schmidt-Aßmann, Reform, S. 13 ff.; Vogel, DB, VVDStRL 53, S.241; Starck, 

ebd., S. 246; Breuer, ebd., S. 248; Klein, Vereinheitlichung, S. 126; Di Fabio, Risikoentschei-
dungen, S. 1 ff.; Schwarze, Verwaltungsrecht, S. 9 f.; zurückhaltender Zuleeg, Verwaltungsrecht, 
S. 176f., vgl. aber auch dens., DB, ebd., S .257f . 

3 Kritisch dazu Breuer, Entwicklungen, S. 15, 32; Di Fabio, Risikoentscheidungen, S. 471; 
Starck, DB, VVDStRL 53, S.246; Rengeling, ebd., S.263; Kokott, ebd., S. 278; dies., Subven-
tionen, S. 1236; Salzwedel/Reinhardt, Tendenzen, S. 946 (947); Schock, Europäisierung, 
S. 116 ff. 
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daß der europäische Rechtsschutz diesem Anspruch gerecht wird: „Erst 
langsam" beginne der EuGH, sich dem „beispielhaft ausgeprägten" deut-
schen Rechtsschutzsystem anzunähern4. Diese Entwicklung wirft zwei Pro-
bleme auf. Bezogen auf das Gemeinschaftsrecht ist nach der Legitimität 
einer solchen Beeinträchtigung nationaler Rechtsstrukturen zu fragen. 
Für das deutsche Recht stellt sich die Frage, ob seine Strukturen hinreichend 
flexibel sind, das europäische Modell in sich aufzunehmen. 

2. Systemimmanente Fragen des deutschen Verwaltungsprozeßrechts 

Soweit das deutsche Recht von diesen Fragen betroffen ist, hängen die 
Antworten nicht zuletzt von der Frage ab, welche Uberzeugungskraft das 
deutsche System zu entfalten vermag, inwieweit es dem eigenen Anspruch 
auch tatsächlich gerecht wird, einen umfassenden und leistungsfähigen 
Rechtsschutz zu gewährleisten. Insoweit sind einige Fragezeichen ange-
bracht. Wie schon angedeutet, spielt der Anspruch des einzelnen auf ge-
richtlichen Rechtsschutz gemäß Art. 19 Abs. 4 G G die zentrale Rolle. Die 
herausragende Bedeutung dieser Bestimmung für die deutsche Verfassungs-
ordnung ist einhellig anerkannt5. Sie hat dazu geführt, daß die Tätigkeit der 
Verwaltung in Deutschland - so erscheint es jedenfalls auf den ersten Blick -
unter einer nahezu perfekt ausgestalteten Kontrolle durch die Verwaltungs-
gerichte steht. Seit 1949 ist vor allem eine erhebliche Ausweitung der Tä-
tigkeit der Verwaltungsgerichte zu verzeichnen. In sachlicher Hinsicht ist 
die Anfechtungsmöglichkeit zahlreicher verwaltungs „interner" Akte zu 
nennen, in personeller Hinsicht das Stichwort „Drittschutz". Verfahrens-
rechtlich werden Hauptsacheverfahren in einem Umfang durch Anträge im 
Bereich des einstweiligen Rechtsschutzes ergänzt oder sogar de facto er-
setzt, wie man ihn aus Zivilprozessen auch nicht annähernd kennt. 

Dennoch will sich das Bild einer rechtsstaatlichen Idylle nicht so recht 
einstellen - oder vielleicht gerade deshalb nicht. Aus „dem praktischen 
Vollzug unserer rechtsstaatlichen Ordnung"7 hat sich nämlich das Problem 
ergeben, daß „die öffentliche Verwaltung zwischen Gesetzgebung und rich-
terlicher Kontrolle" das ihr zukommende Gewicht zu verlieren droht. In 

4 So Burmeister., Deutschland, S. 141 f.; vgl. auch v. Danwitz, Garantie. 
5 Vgl. die Nachweise bei Schmidt-]orzig, Rechtsschutz, S. 2571; Bachof, Hände weg vom 

Grundgesetz, S. 319. 
6 A.A. aber Burmeister, Deutschland, S. 141, der von einem „beispielhaft ausgebildeten 

Rechtsschutzsystem" spricht. 
7 Starck, Einführung, S. 1. 
8 So das Thema eines Göttinger Symposiums (Tagungsband hrsg. von Götz, Klein und 

Starck). 
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jüngerer Zeit rückt daher stärker die Forderung nach einem „zeitgerechten" 
Rechtsschutz9 in den Vordergrund. Anstöße zu Zweifeln, zu Kritik kom-
men im einzelnen aus verschiedenen Richtungen. Konkretisiert man das 
oben genannte Anforderungsprofil, so ergeben sich Konsequenzen, die 
eine gewisse innere Gegenläufigkeit nicht verbergen können. So setzt 
etwa ein leistungsfähiger Rechtsschutz sowohl eine zügige als auch eine 
gründliche Kontrolle voraus. In der Praxis hat man sich, wie noch näher 
auszuführen ist, vor allem auf den zweiten Aspekt konzentriert. Folgewir-
kung ist, daß der einstweilige Rechtsschutz eine Bedeutung erlangt hat, die 
dessen ursprünglichen Sinn, vorläufige Regelungen zu treffen, in das Gegen-
teil verkehrt hat1 0 : Die alte Grundregel bei der Gewährung einstweiligen 
Rechtsschutzes, wonach dieser keine Vorwegnahme der Hauptsache dar-
stellen soll, läßt sich im Verwaltungsprozeß nur stark eingeschränkt auf-
rechterhalten . 

Die große Dichte der von der Verwaltungsgerichtsbarkeit praktizierten 
Kontrolle hat weiterhin zu einer Schwächung der Verwaltung geführt, die 
nach Meinung etlicher Kritiker vor allem aus der Praxis das angemessene 
Maß deutlich überschritten hat12. In einem System kommunizierender Röh-
ren, wie es das verfassungsrechtliche Gewaltenteilungsmodell darstellt, ist 
dies auch kein Wunder. Wenn etwa im Bereich des O V G Münster über 60 % 
der vor Gericht angegriffenen, vor ihrem Inkrafttreten immerhin aufsichts-
behördlich geprüften Bebauungspläne aufgehoben werden13, sollte dies 
durchaus Anlaß zum Nachdenken sein. Eine enge Kontrolldichte der Ge-
richte hat weiterhin eine große „Vorwirkung" auf das Handeln der Verwal-
tung, die sich in der Regel bemüht, ihr Handeln danach auszurichten, was 
von den Verwaltungsgerichten auch akzeptiert wird1 4 . Eine umfassende 
gerichtliche Kontrolle der Verwaltung läßt schließlich die Ressource 
Rechtsschutz leicht verknappen15. U m dieser Gefahr entgegenzuwirken, 
ist der gerichtliche Rechtsschutz in Deutschland strikt an ein subjektives 

9 MD/Schmidt-Aßmann, Grundgesetz, Art. 19 Abs. 4 Rdnr. 2; den., System, S. 837. 
10 Papier, Rechtsschutzgarantie, Rdnr. 78. 
11 Siehe dazu Finkelnburg/Jank, Vorläufiger Rechtsschutz, Rdnr. 231 ff. 
12 So spricht der derzeitige Präsident des BVerwG Franßen von einer Verwechslung von 

Rechts- mit Justizstaat (Rechtsbegriff, S. 448); mit deutlicher Ironie zitiert sein Vorgänger 
Sendler die derzeitige Praxis; er spricht von einem „Richterheer", dessen Angehörigen „von 
Lebens- und Berufserfahrung ... meist sorgfältig abgeschottet sind." (Kontrolldichte, S. 1529). 
Vgl. ferner etwa Püttner, Handlungsspielräume, S. 131; Kopp, Handlungsspielräume, S. 146 ff.; 
Breuer, Entwicklungen, S. 93 f.; Schwarze, Verwaltungsrecht, S. 1388. 

13 Zahlenbeispiel nach Püttner, Handlungsspielräume, S. 137. Weitere Beispiele ebd., 
S. 133 ff. 

14 Starck, Einführung, S. 4; Di Fabio, Risikoentscheidungen, S. 290. 
15 Ossenbühl, Überprüfung, S. 4; Everling, Auf dem Wege, S. 8; siehe auch die Zahlen bei 

Starck, Einführung, S. 2. 
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Recht des Klägers gebunden. Die Abgrenzungen, zu denen man dabei in der 
Praxis kommt, sind jedoch zum Teil recht problematisch. Dies machen etwa 
die Stichworte „Nachbarn von Großanlagen" oder „Konkurrentenklagen" 
deutlich. 

Die Ursachen für die aktuellen Schwierigkeiten, mit denen Verwaltung 
und Verwaltungsgerichtsbarkeit derzeit zu kämpfen haben, sind vielfältiger 
Natur. Zu nennen ist insbesondere die zunehmende Technisierung der Le-
bensumstände und in ihrem Gefolge auch der Rechtsordnung, die Verwal-
tungs- wie gerichtliche Verfahren immer komplexer und zeitaufwendiger 
haben werden lassen16. Doch fordert das Grundgesetz, auch unter so wid-
rigen Umständen in einem umfassenden Sinn „effektiven" Rechtsschutz zu 
garantieren. Übertriebene Anforderungen in einem bestimmten Bereich 
aber können insoweit kontraproduktive Folgen haben. 

Zugleich ergibt sich damit der Rückbezug zu den europäischen Heraus-
forderungen, denen sich die deutsche Verwaltungsgerichtsbarkeit stellen 
muß. Mehrfach wurde die Bundesrepublik vom E G M R wegen Verletzung 
von Art. 6 E M R K verurteilt, weil Gerichtsverfahren zu lange dauern17. O b 
die betroffenen Verfahren Ausnahmecharakter aufwiesen, ist zumindest 
fraglich18. Der menschenrechtliche Standard liegt hier offenbar höher als 
der des Grundgesetzes19. 

II. Die konkrete Fragestellung 

Diesen externen und internen Herausforderungen, denen sich die deut-
sche Verwaltungsgerichtsbarkeit gegenübersieht, soll im folgenden nachge-
gangen werden. U m die Untersuchung in angemessenem Umfang zu halten, 
konzentriert sie sich auf drei Fragestellungen: den Schutz individueller 
Rechte bzw. Interessen als Grundlage und Grenze der gerichtlichen Kon-
trolle der Verwaltung, die Grundlage und Grenze der Gewährung einst-
weiligen Rechtsschutzes gegenüber der Verwaltung sowie Grundlagen und 
Grenzen der Dichte der gerichtlichen Kontrolle der Entscheidungen der 
Verwaltung. Ihre Auswahl erklärt sich daraus, daß insoweit beiderlei Her-
ausforderungen für das deutsche Verwaltungs(prozeß)recht in gleicher Wei-

16 Siehe dazu Di Fabio, Risikoentscheidungen, insbesondere S. 24 ff.; Hufen, Verwaltungs-
prozeßrecht, § 1 Rdnr. 7. 

17 EGMR, ser. A 27, § 111 - König; A 51, §§ 88 und 93 - Eckle; vgl. auch die kritischen 
Bemerkungen in A 42, § 63 - Buchholz. 

18 Abi. (bezogen auf das erste Verfahren) Sendler, Kontrolldichte, S. 1519. 
19 Schmidt-Aßmann, Europäisierung, S. 516. - Zu weiteren Konflikten zwischen EMRK 

und deutschem Verwaltungs(prozeß)recht siehe Scheuing, Impulse, S. 291. 
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se deutlich werden. Zugleich ermöglichen sie, die unterschiedlichen Ge-
samtkonzeptionen des Verhältnisses von einzelnem, Verwaltung und Ver-
waltungsgericht im deutschen und europäischen Recht zu entfalten. Bereits 
angesprochen wurde, daß die Definition und die Abgrenzung des subjek-
tiven Rechts zunehmend weniger zu überzeugen vermag: Öffentlich-recht-
liche Regelungen sollen vielfach Konflikte nicht nur zwischen der Allge-
meinheit und dem einzelnen, sondern auch zwischen mehreren Einzelper-
sonen lösen. Diesen müssen dann konsequenterweise auch entsprechende 
subjektive Rechte zuerkannt werden, was aber in der Praxis nicht immer 
geschieht. Der einstweilige Rechtsschutz hat in Deutschland mittlerweile 
eine Dimension erreicht, die seine Aufgabe, einen Beitrag zum effektiven 
Rechtsschutz zu leisten, eher in sein Gegenteil verkehrt hat. Die Frage der 
angemessenen Dichte der verwaltungsgerichtlichen Kontrolle schließlich ist 
ein Dauerbrenner der deutschen verwaltungsrechtlichen Diskussion. Zu-
gleich hat der E u G H in allen drei Bereichen Regeln für den Vollzug des 
Gemeinschaftsrechts durch die Mitgliedstaaten aufgestellt, die zumindest 
die Frage nach einer Kollision mit den Regeln, ja Grundregeln des deut-
schen Verwaltungsprozeßrechts aufwerfen. Im Vergleich zum deutschen 
Recht sind diese zum Teil großzügiger, zum Teil weniger großzügig. Dies 
erlaubt, den Einfluß des Gemeinschaftsrechts auf das nationale Recht in 
seinen verschiedenen Aspekten zu beleuchten. 

Diese Gesichtspunkte sollen rechtsvergleichend untersucht werden mit 
Blick auf das französische Recht, das Eigenverwaltungs(prozeß)recht20 der 
E G sowie das Gemeinschaftsverwaltungs(prozeß)recht. Der Rechtsver-
gleich weist zwei Vorteile auf. Soweit es um die Bewältigung der internen 
Herausforderungen geht, kann der Blick auf die Wege, die andere Rechts-
ordnungen gehen, möglicherweise Lösungen aufzeigen, die auch für die 
deutschen Probleme interessant sind. Zumindest aber werden die Alterna-
tiven deutlich herausgearbeitet21. Soweit es um die externen Herausforde-
rungen geht, kann der Rechtsvergleich zeigen, daß Deutschland mit seinen 
Anpassungsproblemen nicht alleine steht, daß aber umgekehrt die Heraus-
bildung eines „gemeineuropäischen Verwaltungsrechts" nicht nur ein Neh-
men, sondern auch ein Geben beinhaltet22. Auch wenn die Unterschiede 
zwischen deutschem und europäischem Verwaltungsrecht durchaus erheb-

2 0 Zur Terminologie siehe Schmidt-Aßmann, Verwaltungsrecht, S. 925; Rengeling, Verwal-
tungsrecht, S. 206 f. 

2 1 Vgl. dazu auch Frowein, DB, in: ders., (Hrsg.), Kontrolldichte, S. 294; Scheuing, DB, 
VVStRL 53, S. 255; Schwarze, Verwaltungsrecht, S. 76 ff. Kritisch zur Verwertbarkeit rechts-
vergleichender Überlegungen dagegen Bullinger, Verwaltungsverfahren, S. 41. 

2 2 Allgemein dazu Zuleeg, Verwaltungsrecht, S. 257; Götz, DB, VVDStRL 53, S. 276 f.; 
Vedder, DB, ebd., S. 280. 
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lieh sein mögen, so reduzieren sie sich, wie im einzelnen zu zeigen ist, 
erkennbar, wenn man andere nationale Rechtsordnungen in den Vergleich 
einbezieht. 

Der Blick auf die europäische Rechtsordnung ist nun schon deswegen 
angezeigt, weil von dort erst, vor allem im Rahmen des Gemeinschaftsver-
waltungsrechts, die externen Herausforderungen kommen. Gemeinschafts-
und Eigenverwaltungsrecht aber stehen in unmittelbarem Zusammenhang. 
Der Blick auf Frankreich wiederum legitimiert sich zunächst deshalb, weil 
diese Rechtsordnung das europäische Rechtsschutzsystem maßgeblich ge-
prägt hat23. Vor allem aber setzt eine Untersuchung der angesprochenen 
Einzelprobleme eine Rückbesinnung auf die Grundfunktion voraus, die die 
Verwaltungsgerichte erfüllen sollen. Traditionell lassen sich insoweit zwei 
Funktionen unterscheiden: der Schutz subjektiver Rechte einerseits, die 
objektive Rechtskontrolle andererseits . In Deutschland steht klar die er-
ste, in Frankreich die zweite Funktion im Vordergrund. Diesen beiden 
Funktionen liegt auch eine unterschiedliche Vorstellung vom Verhältnis 
von Verwaltung und einzelnen zugrunde. Das Modell des subjektiven 
Rechtsschutzes geht, wie im einzelnen zu zeigen ist, letztlich von einer 
Gleichberechtigung von Verwaltung und einzelnem aus. Das Modell der 
objektiven Rechtskontrolle sieht in der Verwaltung die Verkörperung (de-
mokratisch legitimierter) Hoheitsgewalt, der im Verhältnis zum einzelnen 
eine besondere Durchsetzungsmacht zukommen müsse. 

Diese unterschiedlichen Ausgangspunkte führen, wie die Untersuchung 
zeigen wird, auch zu unterschiedlichen Ergebnissen in den angesprochenen 
einzelnen Problemfeldern. Steht die Kontrollfunktion im Vordergrund, 
stellt eine Intervention der Justiz in die Geschäfte der Verwaltung eine 
Ausnahme dar. Daraus resultiert eine vergleichsweise geringe Bereitschaft 
der Gerichte zur Gewährung einstweiligen Rechtsschutzes und zur inten-
siven Kontrolle von Verwaltungsentscheidungen. Das Anrufungsrecht ist 
demgegenüber großzügig ausgestaltet. Im Fall der subjektiven Rechts-
schutzfunktion kommt den Verwaltungsgerichten eine vergleichsweise gro-
ße Bedeutung zu; der Zugang zu ihnen aber wird strengeren Kriterien 
unterworfen. Der Vergleich des deutschen und des französischen Rechts 
ist schließlich auch deswegen reizvoll, weil die Rahmenbedingungen der 

23 Everling, Auf dem Wege, S. 9; Steindorff, Nichtigkeitsklage, S. 53 ff.; Soell, Ermessen, 
S. 286; Rengeling, Verwaltungsrecht, S. 215; Schmidt-Aßmann, Verwaltungsrecht, S. 929; 
Schwarze, Verwaltungsrecht, S. 5. 

24 MD/Schmidt-Aßmann, Grundgesetz, Art. 19 Abs. 4 Rdnr. 8 f.; Vedder, Anordnung, S. 15; 
Fromont, La protection, S. 315; Schoch, Vorläufiger Rechtsschutz, S. 962 mwN. 
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verwaltungsgerichtlichen Tätigkeit in beiden Ländern stark durch das Ver-
fassungsrecht beeinflußt wird. 

Eine Analyse der EuGH-Rechtssprechung und die Frage nach deren 
Ausrichtung an den beiden genannten Funktionen und dem zugrunde lie-
genden Verständnis von den Beziehungen zwischen Verwaltung und Ver-
waltungsgerichtsbarkeit können daher auch für weitere Konfliktfelder zwi-
schen deutschem und europäischem Verwaltungsprozeßrecht Lösungshin-
weise geben. Zugleich kann man nur auf diese Weise der Frage nachgehen, 
ob und inwieweit die - notwendigerweise punktuell erfolgenden - Korrek-
turen des deutschen Verwaltungsrechts durch das europäische Verwaltungs-
recht insgesamt gesehen zu Brüchen in der Systematik des deutschen Ver-
waltungsrechts führen, oder ob und inwieweit eine Integration der euro-
päischen Anforderungen in die deutsche Systematik in der Weise möglich 
bleibt, daß die Strukturen des deutschen Rechts als solche bewahrt bleiben. 

Diese Fragestellung ist nicht zuletzt deswegen von Interesse, weil eine 
über den Einzelfall hinausreichende Strukturveränderung des deutschen 
Rechts die Frage aufwirft, ob sich das deutsche Verwaltungsrecht auch 
insoweit den europäischen Maßstäben anpassen muß, wie es nicht dem 
Vollzug des Gemeinschaftsrechts dient, also - abgesehen von den Garantien 
der E M R K - einem europäischen Einfluß nicht ausgesetzt ist. Ein Beispiel 
für diesen Prozeß der inhaltlichen Ausweitung des Gemeinschaftsrechts 
über seinen Anwendungsbereich hinaus25 mag das Factortame-Urteil des 
E u G H abgeben26. Auf Vorlage des House of Lords entschied der Luxem-
burger Gerichtshof, daß die britischen Gerichte, soweit es um den Vollzug 
des Gemeinschaftsrechts geht, im Gegensatz zu den Regeln des Common 
Law, um nicht zu sagen, des britischen „Verfassungsrechts" (im materiellen 
Sinne) kraft Gemeinschaftsrechts durchaus die Befugnis hätten, einstweili-
gen Rechtsschutz auch gegen „die Krone" zu gewähren. Wenig später ent-
schied das House of Lords, daß den englischen Gerichten diese Kompetenz 
auch dort zustehe, wo es nicht um den Vollzug von Gemeinschaftsrecht 
geht27. 

2 5 Von Badura, DB, W D S t R L 53, S. 244, nicht zu Unrecht als „over-spill-Effekt" bezeich-
net. Vgl. ferner die Hinweise in der übernächsten Fn. 

2 6 EuGH, Slg. 1990, 1-2433, Rs C-213/89 - Factortame. 
27 Kokott, Subventionsrecht, S. 1236 Fn 7; van Gerven, Bridging the gap, S. 700f. Siehe 

allgemein zu diesem Phänomen Everling, Auf dem Wege, S. 8 f.; Klein, Vereinheitlichung, 
S. 142; Zuleeg, Verwaltungsrecht, S. 174; Rengeling, Verwaltungsrecht, S. 209 (vor allem zu 
den Grundsätzen des Vertrauensschutzes und der Verhältnismäßigkeit); Schmidt-Aßmann, 
Europäisierung, S. 515; Schwarze, Verwaltungsrecht, S. 90 ff.; Schoch, Europäisierung, S. 117; 
Caranta, Protection, S. 717f. 
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Um nun eine Grundthese der Arbeit vorwegzunehmen: Die Frage, ob 
parallel nebeneinander zwei allgemeine Verwaltungsrechtsordnungen exi-
stieren können, ist deswegen hinfällig, weil externe und interne Heraus-
forderungen jeweils in die gleiche Richtung drängen. Die Forderungen, die 
das Gemeinschaftsrecht für seinen Vollzug stellt, bieten sich als Lösungen 
auch für die jeweiligen internen Herausforderungen an. Dies gilt insbeson-
dere für das deutsche Recht, bemerkenswerterweise aber auch - in aller-
dings geringerem Umfang - für das französische Recht. 

III. Gang der Untersuchung 

Der Gang der Untersuchung orientiert sich in erster Linie an den ver-
schiedenen Problemfeldern. Einem Kapitel über die grundlegenden Struk-
turen der Verwaltungsgerichtsbarkeit folgen drei Kapitel über den Indivi-
dualrechtsschutz als Grundlage und Grenze der verwaltungsgerichtlichen 
Kontrolle, über Grundlagen und Grenzen des einstweiligen Rechtsschutzes 
sowie über Grundlagen und Grenzen der Dichte der verwaltungsgerichtli-
chen Kontrolle. Innerhalb jeden Abschnitts wird zunächst das deutsche 
Recht einschließlich der internen Herausforderungen dargestellt, sodann 
das französische Recht, das Eigenverwaltungsrecht und das Gemeinschafts-
verwaltungsrecht der E G einschließlich der damit verbundenen Herausfor-
derungen an die nationalen Rechtsordnungen. Dabei werden zwar eine Rei-
he von Einzelfragen und -problemen angeschnitten. Das vorliegende Buch 
versteht sich jedoch nicht als Untersuchung etwa zu Detailfragen des Nach-
barschutzes im deutschen Baurecht oder des europäischen Beamtenrechts. 
Vielmehr können und sollen nur die großen Linien der jeweiligen Rechts-
gebiete herausgearbeitet werden. Der Verweis auf Einzelfälle soll die Über-
legungen veranschaulichen. Nicht aber kann die Arbeit für sich in Anspruch 
nehmen, alle angesprochenen Einzelprobleme umfassend zu erörtern. 

Im Anschluß daran folgt dann jeweils ein vergleichendes und bewer-
tendes Kapitel, in dem auf der Basis der Rechtsvergleichung eine Antwort 
auf interne und externe Herausforderungen gefunden werden soll. Am Ende 
der Arbeit soll schließlich eine Gesamtbilanz gezogen werden. Dabei geht 
es zunächst darum, Grundsatzfragen der Europäisierung des nationalen 
Verwaltungsrechts zu erörtern: ihre Legitimität und ihre Strukturfragen. 
Sodann soll ein Vergleich angestellt werden, um zum Abschluß zu unter-
suchen, wie sich der Einfluß des europäischen Gemeinschaftsrechts auf die 
Strukturen des nationalen Verwaltungsprozeßrechts und dessen inneres 
Gleichgewicht auswirkt. 



1. Kapitel 

Grundlagen der Rechtsschutzgewährung 

I. Deutschland 

1. Verfassungsrechtliche Grundlagen 

Die Tätigkeit der Verwaltungsgerichte wird in Deutschland maßgeblich 
durch die Rechtsweggarantie des Art. 19 Abs. 4 G G bestimmt. Danach steht 
jedem, der durch die öffentliche Gewalt in seinen Rechten verletzt wird, der 
Rechtsweg offen. Das entsprechende materielle Recht ergibt sich allerdings 
nicht aus dieser Norm, sondern wird von ihr vorausgesetzt1. Diesen - von 
Verfassungs wegen subsidiär den ordentlichen Gerichten anvertrauten -
Schutz lokalisiert die verwaltungsgerichtliche Generalklausel (§ 40 
V w G O ) im Grundsatz bei den Verwaltungsgerichten. Diese stellen einen 
der fünf verfassungsmäßig garantierten Gerichtszweige dar (Art. 95 G G ) 
und unterfallen uneingeschränkt den allgemeinen Aussagen der Verfassung 
zu den Gerichten (Art. 92, 97 f. GG) . Insbesondere genießen also die dort 
tätigen Richter die gleiche Unabhängigeit wie in den anderen Gerichtszwei-
gen. Ebenso gelten die allgemein für das gerichtliche Verfahren bestehenden 
Garantien (Art. 101, 103 G G ) auch hier. 

Im Anwendungsbereich von Art. 19 Abs. 4 G G hat jeder Berechtigte 
darüberhinaus einen Anspruch darauf, daß die Gerichte einer von ihm 
behaupteten Rechtsverletzung in tatsächlicher wie rechtlicher Hinsicht um-
fassend nachgehen; daraus entspringt ein grundsätzlich umfassender Kon-
trollauftrag der Verwaltungsgerichte. Dem Umstand, daß die Verwaltung 
demokratisch besser legitimiert ist als die Justiz, kommt damit eine gerin-
gere Rolle zu als der grundsätzlich durch die Distanz, Neutralität und 
Unabhängigkeit der Justiz vermittelte Gewinn an Rechtstaatlichkeit2. Der 

1 BVerfGE 15; 275 (281 f.), st. Rspr.; MD/Schmidt-Aßmann, Grundgesetz, Art. 19 Abs. 4 
Rdnr. 119; Preu, Grundlagen, S. 131. 

2 Siehe dazu ausführlich unten S. 134ff. 
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Untermaßverbot 50 

Verbandsklage 4, 61 ff., 65, 71, 83 f. 
Verfahrensfehler 43, 70, 110, 122 f., 136,146, 

160 ff., 169 ff., 176, 179, 188, 193 
Verfahrensrecht 1, 23, 72, 73, 81, 91, 101, 

105, 130, 132, 135 ff., 153, 184 
Verfassung, französische 12 ff., 63, 96, 144 f., 

162 f. 
Verhältnismäßigkeit 41, 52, 121, 149, 152 f., 

155, 179 f. 
Vermutung der Rechtmäßigkeit (von Ver-

waltungsakten) 95, 108, 116 f. 
Verpflichtungsklage 11 f., 21, 24 f., 39, 119, 

121, 158, 177 f. 
Vertragsverletzungsverfahren 28, 34 f., 163, 

171 

Vertrauensschutz 47, 81, 98, 166, 190 
Verwaltungsvorschriften 121 f., 159f., 187 
violation de la loi 146, 150, 163 
voie de fait 15 
Vollstreckung: siehe Rechtsdurchsetzung 
Vorabentscheidungsverfahren 2, 26 ff., 30 ff., 

35, 70, 103, 106 ff., 112, 114, 163, 172 
Vorwegnahme der Hauptsache 4, 89, 99 f., 

116, 190 

Weinrecht 102, 156 
Wettbewerb 44, 66, 183 f. 
Wettbewerbsrecht 70ff., 128ff., 166ff., 169 
Wirtschaftsverwaltungsrecht 44 ff., 50, 140, 

154, 180 

Zeit 4 f., 21, 37, 90 f., 93, 95 f., 103, 107 ff., 
113, 116, 143 

Zollrecht 31, 166ff., 178 
Zweckmäßigkeit (opportunité) 121, 142 ff., 

152, 156 f. 
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